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Die Einbeziehung der Kommunen in das 

Fürsorgesystem Arbeitslosengeld II bleibt 

richtig und muss optimiert werden. Leider 

verweigert sich der vorgelegte Gesetzent-

wurf dieser Aufgabe geradezu, indem er 

eine Transparenzvorschrift beseitigen will 

und substantiierte Verbesserungsvor-

schläge pauschal vom Tisch zu wischen 

versucht. 

 

Entgegen der Gesetzesbegründung soll mit 

dem Gesetzentwurf das Ausführungsge-

setz des Landes Hessen zum SGB II (Bür-

gergeld, Grundsicherung für Arbeitsu-

chende) neben einer Geltungsverlänge-

rung nicht lediglich „rein redaktionell“ geän-

dert und angepasst werden. Vielmehr soll 

die „Statistik-Generalklausel“ (§ 11b) abge-

schafft werden, auf deren Grundlage wich-

tige Daten zur Wirkungsforschung von den 

kommunalen Jobcentern durch das Hessi-

sche Statistische Landesamt erhoben wer-

den könnten – wenn sie denn vom Sozial-

ministerium genutzt würde. 

 

Die Gesetzesbegründung, wonach alle re-

levanten Daten bereits durch die Bundes-

agentur für Arbeit erhoben würden, geht 

fehl. So gibt es beispielsweise keine hes-

senweiten Daten zur Anzahl des von den 

kommunalen Jobcentern eingesetzten Per-

sonals oder zu Leistungsempfängern in Re-

habilitationsmaßnahmen (vgl. etwa die Ant-

worten des Sozialministers vom 

22.05.2017 und 15.07.2022 auf Kleine An-

fragen, Drs. 19/4666 und 20/8651). Aus 

diesen und weiteren Daten wäre es Auf-

gabe des Sozialministeriums und der kom-

munalen Jobcenter, wichtige Erkenntnisse 

für die Verbesserung der Arbeit zu ziehen. 

 

Mehr als dürftig ist auch die Gesetzesbe-

gründung, warum die zahlreichen, zuletzt 

2021 eingebrachten konkreten Verbesse-

rungsvorschläge der VhU nicht aufgegriffen 

werden könnten: 

„Den Forderungen der Vereinigung der hessischen 

Unternehmerverbände e.V. konnte ebenfalls nicht 

gefolgt werden. Zum Teil sind sie mit der Organisati-

onshoheit der Träger nach dem Zweiten Buch Sozi-

algesetzbuch und Dritten Buch Sozialgesetzbuch 

nicht in Einklang zu bringen, zum Teil sind sie nicht 

umsetzbar, weil im Zweiten Buch Sozialgesetzbuch 

bereits anderweitige Regelungen getroffen wurden o-

der aber die gewünschte Regelung sich auch auf die 

Arbeitsagentur beziehen sollte, was insoweit man-

gels Gesetzgebungskompetenz des Landes aus-

scheidet.“ 

 

Aus dieser Begründung ist eine inhaltliche 

Auseinandersetzung mit den konkreten 

Vorschlägen nicht ansatzweise erkennbar. 

 

Die pauschale Ablehnung von Verbesse-

rungsvorschlägen kann aber auch aus fol-

genden Gründen nicht überzeugen: das 

Sozialministerium hat die Rechts- und 

Fachaufsicht über die kommunalen Job-

center und sollte daher ein großes Inte-

resse an möglichst umfassenden Daten zur 

Leistungsfähigkeit als Basis für die Fachge-

spräche mit den kommunalen Jobcentern 

haben. Doch selbst falls einzelne Forderun-

gen nach Strukturveränderungen einer 

Landesgesetzgebung nicht zugänglich sein 

sollten (was dann im Einzelfall zu begrün-

den wäre), müssen die Verbesserungsvor-

schläge sachlich geprüft und ggf. im Rah-

men der Fachaufsicht bzw. Zielvereinba-

rungsgesprächen implementiert werden. 

Im Vordergrund muss immer ein optimales 

Fördern und Fordern von Arbeitslosen 

durch die Jobcenter stehen. Eine Verhinde-

rungsmentalität ist nicht geeignet, struktu-

relle Verbesserungen zu erzielen. 

 

Bei dieser Verweigerungshaltung gegen-

über Erkenntnissen und Möglichkeiten für 

eine bessere Betreuung und Vermittlung 

von Arbeitsuchenden darf es nicht bleiben. 

Insbesondere auch deshalb, weil die Ver-

mittlungsleistungen von kommunalen Job-

centern einer kritischen Begleitung bedür-

fen. Die Arbeitsmarktforschung zeigt, dass 

kommunale Jobcenter 10 Prozent weniger 
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Arbeitslose in den ersten Arbeitsmarkt ver-

mitteln als Jobcenter in Form gemeinsamer 

Einrichtungen aus Kommune und Ar-

beitsagentur (bei ansonsten gleichen Vo-

raussetzungen und gleicher Vermittlungs-

qualität). Hingegen weisen kommunale 

Jobcenter Arbeitslosen mehr Arbeitsgele-

genheiten („Ein-Euro-Jobs“) zu (vgl. Mer-

gele/Weber, ifo Schnelldienst 2/2020). 

Auch gibt es starke Hinweise auf geringere 

Rehabilitations-Anstrengungen in kommu-

nalen Jobcentern (vgl. die Antwort des So-

zialministers vom 15.07.2022 auf eine 

Kleine Anfrage, Drs. 20/8651: in kommuna-

len Jobcentern ist der Anteil der Rehabili-

tanden nur gut ein Drittel so hoch wie in ge-

meinsamen Einrichtungen).  

  

Diese Befunde müssten in Hessen als „Op-

tionsland Nr. 1“ eigentlich besonderer 

Grund sein, sich Kenntnis über die Sach-

lage zu verschaffen und Verbesserungs-

möglichkeiten auszuloten. In keinem ande-

ren Bundesland gibt es einen höheren An-

teil von kommunalen Jobcentern, nämlich 

16 von insgesamt 26. Die übrigen zehn 

Jobcenter sind jeweils gemeinsame Ein-

richtungen von Kommunen und Ar-

beitsagenturen.  

 

Die hessische Wirtschaft sucht gerade im 

immer stärker werdenden demografischen 

Wandel viele motivierte und qualifizierte 

Mitarbeiter, auch aus dem Reservoir der 

rund 120.000 Arbeitslosen im Rechtskreis 

SGB II. Deshalb begleitet die VhU die wich-

tige Arbeit der Jobcenter mit konstruktiven 

Verbesserungsvorschlägen. Aus diesem 

Grund erweitern und bekräftigen wir unsere 

Forderungen: 

 

1. Völlige Transparenz über die Arbeit der 

kommunalen Jobcenter herstellen 

2. SGB-II-Wirkungsforschung durch um-

fassende Landesstatistik verbessern 

3. Zielvereinbarungen zwischen Ministe-

rium und Kommunen veröffentlichen 

4. Arbeit von Sozial-, Jugend- und Ge-

sundheitsämtern mit Jobcenter ver-

zahnen 

5. Kommunale Arbeitsvermittlung durch 

abgestimmtes Gesamtkonzept profes-

sionalisieren 

6. Vetorecht für Sozialpartner bei Ein-

Euro-Jobs prüfen 

7. Eigenbetriebe und Tochtergesellschaf-

ten der Kommunen als SGB-II-Maß-

nahmeträger auf den Prüfstand 

8. Jobcenter-Beiräte effizienter aufstellen 

9. Bessere Zusammenarbeit von Jobcen-

tern und Arbeitsagenturen 

10. Gemeinsame Jugendberufsagenturen 

11. Servicestellen für Arbeitgeber einrich-

ten 

12. Datenaustausch zwischen kommuna-

len Jobcentern und Arbeitsagenturen 

ermöglich  

 

 

Im Einzelnen: 

 

1. Völlige Transparenz über die Arbeit 

der kommunalen Jobcenter herstellen 

 

An § 8b Abs. 1 Hessisches OFFENSIV-Ge-

setz sollen folgende neue Sätze 2-4 ange-

fügt werden: 

 
„Jeder zugelassene Kommunale Träger erstellt und 

veröffentlicht mindestens einmal jährlich eine Bilanz 

über die von ihm erbrachten Dienst-, Geld- und Sach-

leistungen. Die Erfolgsbilanzen müssen einen direk-

ten Leistungsvergleich zu den Jobcentern in gemein-

samer Einrichtung ermöglichen und sollen Auf-

schluss über den Mitteleinsatz, die geförderten Per-

sonengruppen und die Wirksamkeit der Förderung 

geben. Die Erfolgsbilanz ist vor ihrer Veröffentlichung 

mit dem örtlichen Beirat zu erörtern." 

 

Begründung: Ein effektiver Leistungsver-

gleich ist nur dann möglich, wenn offenge-

legt wird, welche Mittel das Kommunale 

Jobcenter mit welchem Erfolg einsetzt. 

Dann entsteht ein wichtiger Antrieb für das 

Kommunale Jobcenter, seine Leistung zu 
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steigern und die Arbeit systematisch zu ver-

bessern. Die Voraussetzungen für eine sol-

che, für den Bürger verständliche Bilanz 

sollten inzwischen geschaffen worden sein. 

Seit 2011 ist zwar ein vierteljährlicher Leis-

tungsvergleich der örtlichen Aufgaben-

wahrnehmung gesetzlich vorgeschrieben 

(§ 48a SGB II), der auch im Internet veröf-

fentlicht ist (sgb2.info.de). Trotz zwischen-

zeitlicher Verbesserungen ist diese Veröf-

fentlichung allerdings lediglich für Verwal-

tungsspezialisten verständlich und nicht für 

die Öffentlichkeit. Zudem erfolgt in Hessen 

bisher kein direkter Leistungsvergleich zwi-

schen kommunalen Jobcentern und Job-

centern als gemeinsamen Einrichtungen 

(vgl. die Antwort des Sozialministers vom 

25.05.2022 auf eine Kleine Anfrage, Drs. 

20/5482). Dies wäre jedoch sinnvoll, um die 

Leistungsfähigkeit der jeweiligen Organisa-

tionsform zu beleuchten. Wenn eine Opti-

onskommune dauerhaft nicht mindestens 

durchschnittlich leistungsfähig ist, muss 

das Hessische Sozialministerium prüfen, 

ob es den Widerruf der Zulassung beim 

Bundesministerium für Arbeit und Soziales 

anregt (§ 6a Abs. 6 SGB II).  

 

2. SGB-II-Wirkungsforschung durch um-

fassende Landesstatistik verbessern 

 

§ 11b Hessisches OFFENSIV-Gesetz 

sollte beibehalten und durch folgende neue 

Sätze 3 und 4 ergänzt werden: 

 
„Die zu übermittelnden Daten geben insbesondere 

Auskunft über Integrationsquote, Mittelverwendung, 

kommunale Leistungen, Verdachtsfälle und Anzei-

gen von Leistungsmissbrauch, Sanktionsquoten, Ar-

beitsunfähigkeits-Quoten, Art, Anzahl und Quoten 

von Rehabilitations-Maßnahmen für Leistungsbezie-

her sowie Personalstärke je Aufgabenbereich. Die 

Statistik ist von dem Hessischen Statistischen Lan-

desamt jährlich zu erstellen und zu veröffentlichen.“ 

  

Begründung: Hessen nimmt mit einem An-

teil von über 60 % kommunalen Jobcentern 

eine Sonderrolle unter den Bundesländern 

ein. Gerade wegen der Vielzahl an kommu-

nalen Jobcentern besteht in Hessen die 

Notwendigkeit, deren Aufgabenerfüllung 

laufend auf Wirksamkeit und Wirtschaftlich-

keit hin zu evaluieren. Dies gelingt am bes-

ten mit einer statistischen Erfassung. 

  

Die derzeitige Fassung des § 11b OFFEN-

SIV-Gesetz nennt als eine Art „Statistik-Ge-

neralklausel“ für die Datenerhebung das 

wichtige Ziel der Wirkungsforschung. Die 

Vorschrift ist jedoch unbestimmt mit Blick 

auf die Art der zu erhebenden Daten. Hinzu 

kommt, dass die Vorschrift in den vergan-

genen Jahren nicht mit Leben gefüllt wurde: 

Die eigentlich vom Statistischen Landes-

amt zu erstellende „Geschäftsstatistik“ ist – 

soweit ersichtlich – entgegen der „Soll-Vor-

schrift“ aus § 11b OFFENSIV-Gesetz nie 

erstellt worden. In einer Antwort des Sozial-

ministers vom 01.11.2022 auf eine Kleine 

Anfrage (Drs. 20/9311) heißt es: „Die Lan-

desregierung erhebt selbst keine statisti-

schen Daten zum Bereich des Sozialge-

setzbuch (SGB) Zweites Buch (II)“. Die nun 

beabsichtigte Abschaffung des § 11b OF-

FENSIV-Gesetz erweckt den Eindruck, die 

Landesregierung habe an einer transpa-

renten Erhebung und Veröffentlichung von 

Leistungsdaten hiesiger Jobcenter wenig 

Interesse. Jobcenter müssen jedoch – wie 

andere öffentlich finanzierte Institutionen 

auch – über Aufgabenerledigung und Mit-

telverwendung transparent berichten. Das 

Argument, entsprechende Leistungsdaten 

würden von den Jobcentern bereits an die 

Bundesagentur für Arbeit (BA) übermittelt, 

verfängt nicht: denn die an die BA zu über-

mittelnden Daten sind nicht umfassend. So 

fehlen beispielsweise Angaben zu (Ver-

dachts-)Fällen von Leistungsmissbrauch. 

§ 11b OFFENSIV-Gesetz kann und muss 

jedoch – wie vorgeschlagen – weitere lan-

desspezifische Kennzahlen nutzen, die zur 

Wirkungsforschung weitergehende 

Schlussfolgerungen zulassen. Hierin liegen 

Zweck und Vorteil einer Landesvorschrift. 
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3. Zielvereinbarungen zwischen Ministe-

rium und Kommunen veröffentlichen 

  

An § 8a Abs. 1 OFFENSIV-Gesetz soll fol-

gender Satz angefügt werden: „Die Zielverein-

barungen sind vom Kommunalen Jobcenter und von 

dem für die Grundsicherung für Arbeitsuchende zu-

ständigen Ministerium zu veröffentlichen." 

  

Begründung: Die im Jahr 2011 in das Hes-

sische OFFENSIV-Gesetz eingefügte Ver-

pflichtung zu Zielvereinbarungen ist ein 

wichtiges Steuerungsinstrument, mit dem 

sich einerseits die Kommunalen Jobcenter 

zu erfolgsorientierten Handeln verpflichten. 

Andererseits dient der Vergleich von Ziel-

vereinbarungen und tatsächlicher Entwick-

lung auch dem aufsichtführenden Sozialmi-

nisterium als Wegweiser bei der unterjähri-

gen Begleitung der Arbeit der Kommunalen 

Jobcenter. Um die Verbindlichkeit dieses 

wichtigen Instruments für beide Seiten zu 

stärken, sollten die Zielvereinbarungen ver-

öffentlicht werden. Es sind auch keine 

Gründe dafür ersichtlich, aus den Zielver-

einbarungen eine geheime Verschlusssa-

che zu machen. § 48b SGB II steht einer 

Veröffentlichung der Zielvereinbarungen 

nicht entgegen. 

 

4. Arbeit von Sozial-, Jugend- und Ge-

sundheitsämtern mit Jobcenter verzah-

nen 

 

In § 8 soll ein neuer Abs. 4 eingefügt wer-

den: "Die Kommunalen Jobcenter halten ein Kon-

zept über die Zusammenarbeit mit anderen Stellen 

der Kommunalverwaltung vor, insbesondere dem 

Sozial-, dem Jugend- und dem Gesundheitsamt." 

 

Begründung: Einer der wesentlichen Vor-

teile einer Leistungserbringung durch die 

Kommune sollte darin liegen, dass diese 

über eine Vielzahl erfahrener Experten ver-

fügt, die sich aus unterschiedlichen Blick-

winkeln mit der Verbesserung von sozialen 

Problemlagen befassen. Dies sind vor allen 

Dingen das Sozial-, das Jugend- und das 

Gesundheitsamt und ggf. besondere Stel-

len für das Quartiersmanagement, insbe-

sondere bei sozialen Brennpunkten. In der 

Praxis findet eine Verzahnung der Arbeit 

des Kommunalen Jobcenters mit anderen 

Bereichen der Kommune vielfach jedoch 

nicht statt. Die Gründe hierfür mögen unter-

schiedlich sein und reichen von angebli-

chen Datenschutzproblemen bis hin zu un-

terschiedlichen Mentalitäten in den jeweili-

gen Bereichen. Das muss sich ändern.  

 

5. Kommunale Arbeitsvermittlung durch 

abgestimmtes Gesamtkonzept professi-

onalisieren 

 

§ 8 Abs. 3 Satz 1 OFFENSIV-Gesetz wird 

wie folgt gefasst: "Sie halten ein Konzept für eine 

regionale und überregionale Arbeitsvermittlung vor". 

 

Begründung: Es ist erfreulich, aber noch 

nicht ausreichend, dass die kommunalen 

Jobcenter seit 2011 dazu verpflichtet sind, 

ein Konzept für eine überregionale Arbeits-

vermittlung vorzuhalten. Dann sollte aber 

erst recht eine - bisher fehlende - gesetzli-

che Verpflichtung zur Vorhaltung eines 

auch den regionalen Bereich umfassenden 

Arbeitsvermittlungskonzepts aufgenom-

men werden. Denn weit überwiegend findet 

Arbeitsvermittlung regional statt. Gerade 

auch für diesen Bereich muss deshalb si-

chergestellt werden, dass hier nach System 

vermittelt wird. 

 

6. Vetorecht für Sozialpartner bei Ein-

Euro-Jobs prüfen 

 

Die Landesregierung sollte prüfen, ob ein 

Vetorecht gegen Arbeitsgelegenheiten und 

andere Formen der öffentlichen Beschäfti-

gung des Gewerkschafts- oder des Arbeit-

gebervertreters im Beirat der Jobcenter 

(§ 18d SGB II) durch landesrechtliche Vor-

schrift im Rahmen des OFFENSIV-Geset-

zes eingeführt werden kann. 
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Begründung: Arbeitsgelegenheiten („Ein-

Euro-Jobs", § 16d SGB II) können sinnvoll 

sein, um z. B. die Verfügbarkeit des Ar-

beitslosen zu prüfen oder um seine Be-

schäftigungsfähigkeit nach einer langen 

Zeit der Beschäftigungsentwöhnung 

schrittweise wieder herzustellen. Allerdings 

finden Ein-Euro-Jobs vielfach in einem 

Graubereich zwischen der gesetzlich gefor-

derten Zusätzlichkeit und einer gleichwohl 

bestehenden Gefahr der Verdrängung ech-

ter Beschäftigung statt. Denn eine sinnvolle 

Beschäftigung, die sowohl einen Nutzen für 

den Arbeitslosen als auch für einen ge-

meinnützigen Dritten oder die Allgemein-

heit bringt, dürfte in sehr vielen Fällen auch 

einen regulär bezahlten Arbeitsplatz ausfül-

len. Diese Überlegungen treffen noch mehr 

auf einen sog. Sozialen Arbeitsmarkt zu, 

mit dem dauerhafte Beschäftigung für an-

geblich nicht mehr vermittelbare Arbeits-

lose geschaffen werden soll. Gegen die 

Stimmen des Gewerkschafts- oder des Ar-

beitgebervertreters im Beirat der Jobcenter 

(§ 18d SGB II) sollte deshalb kein Ein-Euro-

Job eingeführt werden dürfen.  

 

7. Eigenbetriebe und Tochtergesell-

schaften der Kommunen als SGB-II-

Maßnahmeträger auf den Prüfstand 

 

An § 6 Abs. 5 S. 1 OFFENSIV-Gesetz soll 

folgender Satz angefügt werden: „Bei der Be-

auftragung von Trägern mit Maßnahmen nach Satz 1 

werden vergaberechtliche Grundsätze beachtet.“  

 

Begründung: 

Das richtige Ansinnen des § 6 des Hessi-

schen OFFENSIV-Gesetzes, bei der 

Durchführung des SGB II die Vielfalt der 

Träger von Einrichtungen zu wahren, steht 

oftmals in einem unvereinbaren Konflikt mit 

der Durchführung von Maßnahmen in Ei-

genbetrieben bzw. Tochtergesellschaften 

des zugelassenen kommunalen Trägers. 

 

Sofern ein zugelassener kommunaler Trä-

ger einen Maßnahmeträger als Eigenbe-

trieb oder als Tochtergesellschaft führt, be-

steht höchste Gefahr für eine Interessen-

kollision. Denn in diesem Fall hängt der 

Personalbestand des Eigenbetriebs bzw. 

der Tochtergesellschaft in erheblichem 

Maß davon ab, in welchem Umfang das 

Kommunale Jobcenter dort SGB-II-Maß-

nahmen durchführt. So entsteht Druck, 

dem Eigenbetrieb/der Tochtergesellschaft 

unabhängig von der objektiven Leistungs-

fähigkeit möglichst viele Maßnahmen zuzu-

weisen. Erschwerend kommt hinzu, dass 

bei der Durchführung von Maßnahmen in 

Eigenbetrieben bzw. in Tochtergesellschaf-

ten nach derzeitiger Gesetzeslage wohl 

kein Ausschreibungsverfahren erforderlich 

ist, wenn der Eigenbetrieb bzw. die Toch-

tergesellschaft ihre Aufträge fast aus-

schließlich von der Kommune erhält. An-

stelle einer kompletten Untersagung 

kommt als milderes Mittel in Betracht, den 

zugelassenen kommunalen Trägern vorzu-

schreiben, das Vergaberecht anzuwenden. 

Bei einer Ausschreibung kommt dann nicht 

notwendigerweise der Eigenbetrieb bzw. 

die Tochtergesellschaft zum Zug, sondern 

je nach Ergebnis der Ausschreibung auch 

ein Dritter. 

 

8. Jobcenter-Beiräte effizienter aufstel-

len 

 

Die Landesregierung sollte prüfen, ob die 

Anzahl der Mitglieder und die Zusammen-

setzung der Jobcenter-Beiräte (§ 18d 

SGB II) durch Landesrecht geregelt wer-

den kann. Die Größe der Jobcenter-Beiräte 

sollte auf 15 Mitglieder begrenzt werden. 

Außerdem sollten die Sozialpartner ein 

stärkeres Vorschlagsrecht für die Beiräte 

erhalten. Im Übrigen kommt auch eine 

Empfehlung an die Kommunen bzw. kom-

munalen Jobcenter in Betracht 
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Begründung: 

Derzeit bestehen Jobcenter-Beiräte aus bis 

zu 25 Mitgliedern. In der Praxis verläuft die 

Arbeit in den örtlichen Beiräten der Jobcen-

ter oftmals erheblich ineffizienter als in den 

Verwaltungsausschüssen der Arbeitsagen-

turen. Dies ist auch der Größe der Beiräte 

geschuldet, die eine zielgerichtete Zusam-

menarbeit erschwert. Daher sollte die An-

zahl der Mitglieder in Jobcenter-Beiräten 

durch eine gesetzliche Regelung arbeitsfä-

higer aufgestellt werden. Eine Größe von 

bis zu maximal 15 Mitgliedern ist sachge-

recht. Dies sehen auch die Verwaltungs-

ausschüsse der Arbeitsagenturen vor. 

 

Außerdem sollten die Sozialpartner grö-

ßere Einflussmöglichkeiten als bisher er-

halten. Derzeit stellen die Sozialpartner re-

gelmäßig nur zwei Mitglieder im örtlichen 

Beirat. Dies ist in Anbetracht der Tatsache, 

dass mittlerweile zwei Drittel der Arbeitslo-

sen von den Jobcentern betreut werden, 

nicht mehr verhältnismäßig. Die Sozialpart-

ner haben für Arbeitsmarktfragen nicht nur 

Expertise, sondern tragen ihren jeweiligen 

Mitgliedern gegenüber für eine gute Be-

schäftigungslage auch Verantwortung. 

 

9. Bessere Zusammenarbeit von Job-

centern und Arbeitsagenturen 

 

§ 7 Abs. 2 OFFENSIV-Gesetz soll um fol-

genden Satz 2 ergänzt werden: „Die Auf-

sichtsbehörden wirken darauf hin, dass 

kommunale Jobcenter und Agentur für Ar-

beit räumlich zusammen ziehen, sofern 

sich dies mit nicht unzumutbarem wirt-

schaftlichem Aufwand einrichten lässt.“ 

 

Begründung: Anders als in gemeinsamen 

Einrichtungen fehlt in kommunalen Jobcen-

tern der enge Austausch mit den Ar-

beitsagenturen. Die Doppelstruktur von Ar-

beitsagenturen und kommunalen Jobcen-

tern führt zu Übergangsproblemen beim 

Wechsel von Arbeitslosengeld zu Bürger-

geld. Durch ein räumliches Zusammenzie-

hen wäre ein fachlicher Austausch zwi-

schen den Behörden besser möglich. 

Gleichzeitig wären zuständige Ansprech-

partner für Arbeitslose schneller erreichbar.  

 

10. Gemeinsame Jugendberufsagentu-

ren 

 

§ 7 Abs. 2 OFFENSIV-Gesetz soll um fol-

genden Satz 3 ergänzt werden: „Kommunale 

Jobcenter wirken darauf hin, dass sie und die Agen-

tur für Arbeit gemeinsame Jugendberufsagenturen 

als Anlaufstelle für Personen bis 25 Jahre einrichten.“ 

 

Begründung: Jugendliche und junge Er-

wachsene unter 25 haben oftmals andere 

Vermittlungshemmnisse und Probleme als 

ältere Arbeitslose. Mit Jugendberufsagen-

turen können diese Probleme gezielt er-

kannt und frühzeitig Gegenmaßnahmen er-

griffen werden. Daher sollte das bewährte 

Modell der Jugendberufsagenturen überall 

umgesetzt werden.  

 

11. Servicestellen für Arbeitgeber ein-

richten 

 

§ 7 Abs. 2 OFFENSIV-Gesetz soll um fol-

genden Satz 4 ergänzt werden: „Kommunale 

Jobcenter wirken darauf hin, dass sie und die Agen-

tur für Arbeit gemeinsame Arbeitgeberservices als 

Ansprechstellen für Arbeitgeber einrichten.“ 

 

Begründung: Mit einen gemeinsamen Ar-

beitgeber-Service entsteht für Arbeitgeber 

eine einheitliche Anlaufstelle in der Arbeits-

verwaltung. Dies erspart den Arbeitgebern 

Aufwand und schafft neue Chancen für 

eine Vermittlung in Arbeit. 
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12. Datenaustausch zwischen kommu-

nalen Jobcentern und Arbeitsagenturen 

ermöglich  

 

Der bisherige § 9 Abs. 3 des OFFENSIV-

Gesetzes wird § 9 Abs. 4. § 9 Abs. 3 OF-

FENSIV-Gesetz wird wie folgt gefasst: „Die 

Landesregierung wirkt darauf hin, dass die kommu-

nalen Jobcenter Datenschnittstellen mit den örtlichen 

Arbeitsagenturen einrichten und nutzen, die einen 

elektronischen Datenaustausch zulassen. Hierzu 

sind in Abstimmung mit den Arbeitsagenturen regel-

mäßig einheitliche Datenverarbeitungssysteme zu 

verwenden.“ 

 

Begründung: Mit der Neuregelung soll das 

OFFENSIV-Gesetz sicherstellen, dass 

kommunale Jobcenter in die Lage versetzt 

werden, Daten (z. B. über die Erwerbslo-

senbiografie) maschinell von den Ar-

beitsagenturen entgegennehmen zu kön-

nen. Denn kommunale Jobcenter könnten 

von den bei den Arbeitsagenturen bereits 

erhobenen Daten profitieren, etwa beim 

Wechsel von Arbeitslosengeld zu Bürger-

geld. In der Praxis findet ein solcher Aus-

tausch aber nicht statt, insbesondere des-

halb, weil kommunale Jobcenter andere IT-

Systeme als die Jobcenter in gemeinsamer 

Einrichtung und die Arbeitsagenturen nut-

zen. Die kommunalen Jobcenter erheben 

meist eigene Daten durch Befragung des 

Leistungsbeziehers. So geht ein vollständi-

ger und objektiver Überblick der bei der Ar-

beitsagentur gesammelten Informationen 

etwa über Fördermaßnahmen, Erwerbsbio-

grafie und Qualifikationen des Bürgergeld-

Beziehers verloren. Eine Übertragung von 

Daten via E-Mail, wie sie in der Antwort des 

Sozialministers vom 01.08.2022 (Drs. 

20/8650) erwähnt ist, ist erstens wegen des 

damit verbundenen fehleranfälligen Über-

tragungsaufwands keine gleichwertige Lö-

sung. Und zweitens fehlt es an der Verbind-

lichkeit für die kommunalen Jobcenter, die 

Daten der Arbeitsagentur zu nutzen. 
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Die Vereinigung der hessischen Unternehmerverbände (VhU) vertritt die Interessen von 87 Arbeitge-

ber- und Wirtschaftsverbänden und ihrer 100.000 Mitgliedsunternehmen mit 1,5 Millionen Beschäftig-

ten in Industrie, Dienstleistungen, Handel, Handwerk und Landwirtschaft. Als Dachverband bündeln 

und moderieren wir branchenübergreifend die wirtschafts-, sozial-, tarif- und bildungspolitischen Inte-

ressen der hessischen Wirtschaft.

 


